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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1923 Nr. 27. 


Inhalt: Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Förderung der Anſiedlung, vom 
— 6. Auguſt 1921, S. 147. — Gefeb, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel für die Erweiterung und Ein⸗ 
ſchleuſung des Fiſchereihafens zu Geeſtemünde, S. 147. — Verordnung über die einheitliche Auflöſung zwiſchenſtaatlicher Hausver⸗ 
mögen, S. 149. — Verordnung über die Wiederherſtellung abhanden gekommener Grundbuchblätter des Amtsgerichts in Pyritz, 
S. 150. — Bekanntmachung des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Abänderung der Preußiſchen Ausführungsverordnung 
zum Reichsmietengeſetz vom 12. Juni 1922, ©. 150. 


(Mr. 12497.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur 
Förderung der Anſiedlung, vom 6. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 482). Vom 27. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Einziger Artikel. 


Das Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Förderung der Anſiedlung, 
vom 6. Auguſt 1921 (Geſetzſamml. S. 482) wird wie folgt geändert: 


Der im § 1 ausgeworfene Fonds wird um dreitauſend Millionen Mark erhöht. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfafjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 27. April 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


a) Braun, v. Richter. Wendorff. 


(Nr. 12498.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel für die Erweiterung und Einſchleuſung 
des Fiſchereihafens zu Geeſtemünde. Vom 4. Mai 1923. 


Der Landtag hat folgendes Gefeh beſchloſſen: 


c Se 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, für die Erweiterung und Einſchleuſung des Fiſcherei⸗ 
hafens zu Geeſtemünde einen Betrag bis zu 62 000 000 000 % (zweiundſechzig Milliarden Mark), 
einſchließlich der durch die Geſetze vom 23. April 1920 (Geſetzſamml. S. 121) und vom 31. Juli 
1921 Geſetzſamml. S. 493) zur Verfügung geſtellten Mittel, nach Maßgabe des von dem zu— 
ſtändigen Miniſter feſtzuſtellenden Planes zu verwenden. 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1249712501.) 


29 
Ausgegeben zu Berlin den 8. Mai 1923. 
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(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im §1 erwähnten Mehraufwendungen 
eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzu- 
nehmen. Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. 
Die Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck 
aufgenommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe eee er auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 


(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

(3) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in⸗ und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 


(4) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


(5) Die Mittel zur 1 der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 

(é) Schuldverſchreibungen, N und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Sale 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Umlauf und 
gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, 
mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für die Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


88. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 4. Mai 1923. 


SIR Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Eiegel) Braun. v. Richter. Siering. 
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(Nr. 12499.) Verordnung über die einheitliche Auflöjung zwiſchenſtaatlicher Hausvermögen. Dom 
5 27. April 1923. . 


Dee Auflöſung von Hausvermögen, die ſich zum Teil in Preußen und zum Teil in Heſſen befinden, ſoll 
nach Maßgabe der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſenn 
wegen einheitlicher Auflöſung zwiſchenſtaatlicher Hausvermögen vom 31. März 1923 erfolgen. a 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1923 in Kraft. Sofern ſchon vor dieſem Zeitpunkte 
von den preußiſchen Auflöſungsbehörden ein Verfahren zur Herbeiführung der freiwilligen einheitlichen Auſ⸗ 
löſung eines Hausvermögens eingeleitet ift, find die in dieſem Verfahren erfolgten Maßnahmen wirkſam. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, zur Ausführung dieſer Verordnung nähere Beſtimmungen zu erlaſſen. 


Berlin, den 27. April 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. am Zehnhoff. 


Vereinbarung 


zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen wegen einheitlicher Auf⸗ 
löſung zwifchenftaatlicher Hausvermögen. Vom 31. März 1923. 


Um die gebotene einheitliche Auflöſung von Hausvermögen, die ſich zum Teil in Preußen und zum 
Teil in Heſſen befinden, zu ermöglichen, haben die Preußiſche Regierung und die Heſſiſche Regierung die 
nachſtehende weitere Vereinbarung getroffen: 


Einziger Artikel. 

Die Auflöſung von Hausvermögen, die ſich zum Teil in Preußen und zum Teil in Heſſen befinden, 
ſoll tunlichſt, vorbehaltlich dieſerhalb noch zu treffender näherer Vereinbarungen, auf Grund des preußiſchen 
Geſetzes über die Aufhebung der Standesvorrechte des Adels und die Auflöfung der Hausvermögen (Adels⸗ 
geſetz) vom 23. Juni 1920 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 367) ſowie der dazu ergangenen preußiſchen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und ſonſtigen weiteren preußiſchen Vorſchriften einheitlich erfolgen. Mit Rückſicht hierauf; 
beginnt die zwangsweiſe Auflöſung folder Hausvermögen nicht vor dem 1. Oktober 1923. Unberührt bleibt 
jedoch die Vorſchrift der preußiſchen Zwangsauflöſungsverordnung vom 19. November 1920 (Preußiſche Geſetz⸗ 
ſamml. S. 463), daß für die Auflöſung des Hausvermögens der Wegfall des am 1. April 1923 vorhandenen 
Beſitzers maßgebend iſt. 


Berlin, den 31. März 1923. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung 
auf Grund der vom Preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium unter dem 29. März 1923 er⸗ 
teilten Vollmacht. 
Wirklicher Geheimer Oberjuſtizrat 
Dr. jur. Ernſt Kübler, 
Miniſterialdirektor a. D., 
Präſident des Landesamts für Familiengüter. 


Im Namen der Heſſiſchen Staatsregierung 
auf Grund der Vollmacht des Heſſiſchen 
Staatspräfidenten und Miniſters des Äußern 
= vom 23. März 1923. ö 
Wirklicher Geheimer Rat 
Dr.-Ing. Maximilian Freiherr von Biegeleben, 
Heſſiſcher Außerordentlicher Geſandter, 
Stellvertretender Bevollmächtigter zum Reichsrat. 
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r. 12500.) Verordnung über die Wiederherſtellung abhanden gekommener Grundbuchblätter des Amts⸗ 
a gerichts in Pyritz. Vom 27. April 1923. 


Dua Staatsminiſterium verordnet gemäß § 92 der Grundbuchordnung und Artikel 82 Abſ. 1 der Preußiſchen 
erfaſſung: 

„„Die bei dem Amtsgericht in Pyritz abhanden gekommenen Grundbuchblätter für die Braunkohlenbergwerke 
„Vidi“ und „Treu“ ſind auf Grund der Akten des Oberbergamts in Halle, betreffend die Gerechtſame der 
e Bergwerke XV V 48 und XVI 18, wiederherzuſtellen. Die Wiederherſtellung erfolgt koſten⸗ und 

empelfrei. 
Berlin, den 27. April 1923. 


Das Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 12501.) Bekanntmachung des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Abänderung der Preußiſchen 
Ausführungsverordnung zum Reichsmietengeſetze vom 12. Juni 1922 (Geſetzſamml. S. 129). 
Vom 30. April 1923. 
I. Zu $3 Abſ. 1 Ziffer 2 und 8 4. 
Hinter Abſ. e wird folgender Abſ. f eingeſchoben: 
Die Gemeindebehörde kann einen angemeſſenen Hundertſatz der Grundmiete, höchſtens jedoch in Höhe von 
% der vormonatlich oder im vergangenen Vierteljahr entſtandenen Betriebskoſten oder Nebenleiſtungen, be⸗ 
ſtimmen, den der Vermieter als monatlichen oder vierteljährlichen Vorſchuß auf die umzulegenden Betriebs. 
koſten oder Nebenleiſtungen von den Mietern außer der Grundmiete und den nach feſten Zuſchlagſätzen zu 
erhebenden Beträgen bei der Mietzahlung verlangen darf. 


Die Abrechnung der von den Mietern geleifteten Vorſchußzahlung erfolgt bei der am Schluſſe eines jeden 
Monats oder Kalendervierteljahrs gemäß Abf. e vorzunehmenden Umlage. 


Zu weiterer Vorſchußzahlung iſt der Mieter erſt verpflichtet, wenn über die im letzten Monat oder Kalender⸗ 
vierteljahre geleiſtete Vorſchußzahlung abgerechnet iſt. 5 
II. Zu § 11. 


Der letzte Satz der Preußiſchen Ausführungsverordnung erhält folgende Faſſung: Die genehmigten Be⸗ 
ſchlüſſe ſind in ortsüblicher Weiſe, alſo im Gemeindeblatt oder in Lokalblättern oder durch Anſchlag oder 
im Gemeindeblatt in Verbindung mit einer der zuletzt genannten beiden Bekanntmachungsarten zu veröffentlichen. 


Berlin, den 30. April 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


